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139 Verordnung 


über die Verbuchung des Warenausgangs. (Warenausgangsverordnung.) 
Vom 15. Auguſt 1936. 


Auf Grund des $ 5 des Steuergrundgeſetzes wird verordnet: 


8 1 
(I) Großhändler (Abſatz 2) ſind verpflichtet, für ſteuerliche Zwecke den Warenausgang (Abſätze 3 
und 4) zu verbuchen. 
(2) Großhändler im Sinn dieſer Verordnung ſind diejenigen gewerblichen Unternehmer, die an 


andere gewerbliche Unternehmer Waren zur gewerblichen Weiterveräußerung liefern. 


(3) Waren, die ein Großhändler an einen anderen gewerblichen Unternehmer zur gewerblichen 
Weiterveräußerung liefert, müſſen als Warenausgänge verbucht werden, wenn die Lieferung erfolgt: 
1. auf Rechnung (auf Ziel, auf Kredit, auf Abrechnung, auf Gegenrechnung), durch Tauſch oder 
unentgeltlich oder 
2. gegen Zahlung (gegen bar, gegen Kaffe), wenn eine der folgenden Vorausſetzungen gegeben iſt: 

a) der Großhändler gewährt dem Erwerber einen Preisnachlaß (Zwiſchenrabatt, Rabatt für 
Weiterverarbeiter) oder einen Preis, der niedriger iſt als der Preis für Verbraucher; 

b) der Großhändler überbringt oder überſendet die Ware dem Erwerber in deſſen Betrieb 
(Geſchäftsraum, Lagerraum, Werkſtatt oder ſonſtige Betriebsſtätte). Der Überbringung 
oder Überſendung in den Betrieb des Erwerbers ſteht es gleich, wenn der Großhändler 
die Ware aus ſeinem Betrieb hinausbringt oder hinausſendet und der Erwerber die Ware 
außerhalb ſeiner Betriebsſtätte von dem Großhändler erwirbt. 

(q) Die Verbuchung des Warenausgangs iſt vorzunehmen, einerlei ob 
1. die zur Weiterveräußerung beſtimmten Waren beim Erwerber unverändert bleiben oder be⸗ 
arbeitet oder verarbeitet werden; 
2. der Erwerber Eigentümer oder unmittelbarer Beſitzer der Waren wird oder ob er an den 
Waren weder Eigentum noch unmittelbaren Beſitz erlangt; 
3. der Erwerber die Waren auf eigene oder auf fremde Rechnung erwirbt. 
(5) Bei der Verbuchung des Warenausgangs ſind für jeden Poſten der im Abſatz 3 bezeichneten 


Waren die folgenden Angaben zu machen: 


1. Tag, an dem der Großhändler den Warenpoſten an den Erwerber liefert; 
2. Name (Firma) und Anſchrift des Erwerbers; 
3.“ Art des Warenpoſtens (handelsübliche Bezeichnung). Sammelbezeichnung (zum Beiſpiel: Ko⸗ 
lonialwaren, Kurzwaren, Eiſenwaren) genügt; 
4. Preis des Warenpoſtens; : 
5. Menge oder Gewicht der Ware. 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 3. 9. 1986.) 
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(6) Der Großhändler hat über jeden Warenpoſten, der als Warenausgang zu verbuchen iſt, dem 
Erwerber einen Beleg (zum Beiſpiel eine Rechnung, eine Quittung, einen Kaſſenzettel oder einen Liefer⸗ 
ſchein) zu erteilen. Der Beleg muß die im Abſatz 5 bezeichneten Angaben und den Top (die Firma) 
und die Anſchrift des Großhändlers enthalten. 

(7) Die Verbuchung des Warenausgangs und die Erteilung des Belegs haben ſpäteſtens bei 
Lieferung der Ware zu erfolgen. 

(8) Die Buchungen über den Warenausgang ſind zehn Jahre lang aufzubewahren. 

(9) Das Steueramt kann unter Abweichung von den Abſätzen 1 bis 8 für einzelne Fälle Erleich⸗ 
terungen bewilligen. Eine ſolche Bewilligung kann jederzeit zurückgenommen werden, auch wenn das 
bei der Bewilligung nicht vorbehalten worden iſt. 

(10) Zuwiderhandlungen gegen dieſe Verordnung find nach $ 383 des Steuergrundgeſetzes ſtraf⸗ 
bar, wenn nicht nach anderen Vorſchriften (zum Beiſpiel nach 8 366 oder nach § 372 des Steuer⸗ 
grundgeſetzes) eine ſchwerere Strafe verwirkt iſt. Außerdem findet, wenn dieſer Verordnung zuwider⸗ 
gehandelt worden it, Schätzung nach $ 206 des Steuergrundgeſetzes ſtatt. 

(11) Sonſtige Buchführungs⸗ und Aufzeichnungspflichten bleiben unberührt. 


à 82 
Dieſe Verordnung tritt am 1. Oktober 1936 in Kraft. 


Danzig, den 15. Auguſt 1936. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
F. Fz. S. 6112 Greiſer Dr. Hoppenrath 


140 Verordnung 
zur Abänderung der Verordnung zur Durchführung des Körperſchaftſteuergeſetzes und der Verordnung 
zur Durchführung des Vermögenſteuergeſetzes. 
Vom 15. Auguſt 1936. 


Auf Grund des § 5 des Steuergrundgeſetzes in der Faſſung des Steueranpaſſungsgeſetzes vom 
27. bee 1934 (Mi Bl. S. 869) wird folgendes beſtimmt: 


Artikel I 


Die Verordnung zur Durchführung des Körperſchaftsſteuergeſetzes vom 25. März 1935 (G. Bl. 
S. 483) wird wie folgt geändert: 
J. § 7 wird wie folgt geändert: 
Der bisherige Wortlaut erhält die Bezeichnung „(1)“. 
Dahinter werden folgende Abſätze (2) und (3) eingefügt: 
(2) Zum eigentlichen Sparverkehr im Sinne des Abſ. 1 gehören insbeſondere: 
1. die Annahme und die Auszahlung von Spareinlagen, 
2. die Verwahrung und Verwaltung von Wertpapieren und anderen Wertgegenſtänden, 
3. die Vermietung von Sicherheitsfächern, 
4. der Kontokorrentverkehr, ſofern er jedoch mit Krediteinräumung verbunden iſt, nur unter 
den Vorausſetzungen der Nr. 7, 
5. die Einlöſung fälliger Zins⸗ und Gewinnanteile, 
6. der Ein⸗ und Auszahlungsverkehr für fremde Rechnung (Giro- und Scheckverkehr), 
7. die Anlegung der Sparkaſſenbeſtände. Hierzu gehört die Einräumung von Perſonalkredit 
an den Mittelſtand (Mittelſtandskredit, ſ. $ 7 a), ſoweit 
a) der Kredit durch Sicherungshypothek, Grundſchuld, durch Fauſtpfand, durch eine oder 
mehrere Bürgſchaften oder durch Dreimonatswechſel mit einem oder mehreren an⸗ 
deren wechſelmäßig Haftenden nach den Beſtimmungen des 8 7a geſichert iſt, oder 
b) der Geſamtbetrag der ungeſicherten Krediteinräumungen 5 vom Hundert der im 
Depoſiten⸗, Giro⸗ und Kontokorrentverkehr bei der Sparkaſſe vorhandenen Gut⸗ 
haben nicht überſteigt. 
(3) Zum eigentlichen Sparverkehr gehören insbefondere nicht: 
1. der Ankauf von Wertpapieren ohne ſofortige Barzahlung, 
2. der Verkauf von Wertpapieren ohne ſofortige Hinterlegung, 
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3. die Einräumung von Perſonalkredit, ſoweit die in Abſ. 2 Nr. 7 bezeichneten Voraus⸗ 
ſetzungen nicht gegeben ſind, 
4. Geldgeſchäfte ſpekulativen Charakters. 


II. Hinter $ 7 wird folgender $ 7 a eingefügt: 
87a 
(1) Ein von öffentlichen oder unter Staatsaufſicht ſtehenden Sparkaſſen an den Mittelſtand 
eingeräumter Perſonalkredit (Mittelſtandskredit) gilt nur dann als geſichert im Sinne des $ 7 
Abſ. 2 Nr. 7 Buchſt. a), wenn er unter Beachtung der Vorſchriften der Abſätze 2 bis 5 gewährt 
wird. 


(2) Darlehen gegen Sicherungshypothek oder Grundſchuld 
Darlehen können gegen Beſtellung von Sicherungshypotheken oder Grundſchulden gewährt 
werden, die den für Sparkaſſen im Realkreditgeſchäfte allgemein geltenden Grundſätzen entſprechen. 


(3) Darlehen gegen Verpfändung von beweglichen Sachen und Rechten 
Darlehen, die jederzeit zurückgefordert werden können, ſind zuläſſig gegen Verpfändung 

a) beweglicher Pfänder (Lombardgeſchäft) nach den für die Bank von Danzig gemäß 
Ziffer 5e des Notenprivilegs 1935 (G. Bl. 1935 S. 943) geltenden Beſtimmungen. 
Außerdem ſind die Schuldverſchreibungen der Freien Stadt Danzig, der inländiſchen Ge⸗ 
meinden, Gemeindeverbände und öffentlich⸗rechtlichen Körperſchaften ſämtlich bis zu 80 vom 
Hundert ihres Kurswerts beleihungsfähig. Eine Beleihung von Aktien darf nur nach 
den vom Senat der Freien Stadt Danzig erlaſſenen Beſtimmungen, aber nur bis zu 
drei Vierteln des nach dieſen jeweils geltenden Beleihungsſatzes erfolgen. Sinkt der Kurs, 
ſo iſt das Pfand entſprechend zu ergänzen; 

von Sparbüchern Danziger öffentlicher Sparkaſſen, einſchließlich der eigenen, bis zur 
Höhe des eingezahlten Betrages. Das Darlehen darf nicht ausgezahlt werden, bevor die 
Sparkaſſe, die das Sparbuch ausgeſtellt hat, durch den Einleger von der Verpfändung 
benachrichtigt iſt und hiervon unter Beſtätigung der Richtigkeit des Sparguthabens Mit⸗ 
teilung gemacht hat. Sparbücher über 20000 G dürfen nur beliehen werden, wenn der 
Vorſtand der Sparkaſſe, die das Buch ausgeſtellt hat, die Ordnungsmäßigkeit der Ein⸗ 
lage beſcheinigt; 
c) von Hypothekenforderungen, Grundſchulden und Rentenſchulden, die den für Sparkaſſen 
im Realkreditgeſchäft allgemein geltenden Grundſätzen entſprechen; 

von Forderungen aus Lebensverſicherungen von den im Gebiet der Freien Stadt Danzig 
zugelaſſenen Geſellſchaften, jedoch nur bis zu 80 vom Hundert des jeweiligen Rückkauf⸗ 
wertes; 

e) von Wechſeln, die den Vorausſetzungen der Ziff. 5 Abſ. b entſprechen (Wechſellombard); 

f) von anderen Forderungen, deren Sicherung den Vorſchriften der Ziff. 2 bis 5 entſpricht. 
bis zu 90 vom Hundert des Nennwertes; 

g) von Kaufmannswaren, insbeſondere des mittleren und Kleingewerbeſtandes, die im In⸗ 
lande lagern und nicht dem Verderben unterliegen, bis zu 50 vom Hundert des von 
einem vereidigten Sachverſtändigen der Induſtrie⸗ und Handelskammer feſtgeſtellten je⸗ 
weilige Handelswertes. 

(4) Darlehen gegen Bürgſchaft 

Darlehen gegen Schuldſchein können auf höchſtens 6 Monate oder als Tilgungsdarlehen auf 
längere Zeit, jedoch mit dem Vorbehalt einer jederzeit zuläſſigen Kündigung von 14 Tagen, ge⸗ 
währt werden, wenn eine oder mehrere ſichere Perſonen für Kapital, Zinſen und Koſten als 
Selbſtſchuldner bürgen oder mithaften. 

(5) Darlehen gegen Wechſel 

a) Darlehen gegen Wechſel dürfen nur gewährt werden, wenn neben dem Darlehnsnehmer 
noch eine oder mehrere ſichere Perſonen wechſelmäßig haften. Der Wechſel muß auf die 
Sparkaſſe (als Remittenten oder Indoſſator) lauten und ſpäteſtens 3 Monate nach dem 
Datum der Ausſtellung zahlbar geſtellt ſein. 

b) Kredite durch Diskontierung von Wechſeln dürfen nur gewährt werden, wenn die Wechſel 
im Inlande zahlbar und innerhalb von 3 Monaten nach dem Tage des Ankaufs fällig 
ſind. Die Wechſel müſſen gute Handelswechſel ſein und die Unterſchriften von möglichst 
drei, mindeſtens aber zwei ſicheren und als zahlungsfähig bekannten Verpflichteten tragen. 


b 


— 


d 


— 
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(6) Ungeſicherte Kredite 
Perſonalkredite, die nicht nach den Vorſchriften der Abf. 2 bis 5 geſichert find, z. B. Darlehen 


gegen einfachen Handſchein ohne weitere Sicherheit, gelten als ungeſichert im Sinne des 8 7 a 2 
Nr. 7 Buchſt. b. Sie müſſen jederzeit friſtlos kündbar ſein. À; 


Artikel U 
Die Verordnung zur Durchführung des Vermögenſteuergeſetzes vom 27. April 1935 (G. Bl. 
S. 625) wird wie folgt geändert: | 
I. Die Überſchrift zu $ 1 erhält folgenden Wortlaut: 
„Zu $ 3 Abſ. 1 Ziff. 4 bis 6 des Geſetzes 
Sparkaſſen, Körperſchaften, die kirchlichen, gemeinnützigen oder mildtätigen Zwecken dienen, 
Penſionskaſſen oder ähnlichen Kaſſen.“ 
II, $ J erhält folgenden Wortlaut: f 
„Die SS 7 bis 14 der Verordnung zur Durchführung des Körperſchaftsſteuergeſetzes vom 
25. März 1935 (G. Bl. S. 483) in der Faſſung der Verordnung vom 15. Auguſt 1936 finden 
für die Vermögenſteuerveranlagung entſprechende Anwendung!“ 
Artikel III 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung und der Maßgabe in Kraft, daß ſie erſt⸗ 
malig Anwendung findet 
a) auf die Veranlagung zur Körperſchaftsſteuer für das Kalenderjahr 1935 (Wirtſchaftsjahr 
1934/35), . 
b) auf die Hauptveranlagung zur Vermögenſteuer nach dem Stande vom 31. Dezember 1935. 
Danzig, den 15. Auguſt 1936. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
F. Fz. S. 61 Sdh.1 Greiſer Dr. Hoppenrath 


141 Bekanutmachung 
über den Geltungsbereich des Erſten Abkommens zur Vereinheitlichung des Luftprivatrechts 
(Ratifikation durch Ungarn). 
Vom 17. Auguſt 1936. 


Zu dem am 12. Oktober 1929 in Warſchau unterzeichneten Abkommen zur Vereinheitlichung von 
Regeln über die Beförderung im internationalen Luftverkehr nebſt Zuſatzprotokoll vom gleichen Tage 
(G. Bl. 1935 S. 811) iſt am 29. Mai 1936 die Anmeldung des Beitritts Ungarns erfolgt. Gemäß 
ſeinem Artikel 38 Abſ. 3 tritt das Abkommen für Ungarn mit dem 27. Auguſt 1936 in Kraft. 

Dieſe Bekanntmachung ergeht im Anſchluß an die Bekanntmachung vom 22. November 1935 
(G. Bl. S. 1136). 


Danzig, den 17. Auguſt 1936. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 


Greiſer Paul Bayer 
A III L 60:07 WVIII/36 


142 Verorduung 
*< zur Anderung der Poſtordnung. 
pi Vom 18. Auguft 1936. 


Auf Grund der Artikel 39 und 116 der Verfaſſung der Freien Stadt Danzig und des $ 50 
des Geſetzes über das Poſtweſen des Deutſchen Reichs vom 28. Oktober 1871 (Reichsgeſetzbl. S. 347) 
wird die Poſtordnung der Freien Stadt Danzig vom 1. November 1933 (G. Bl. S. 535) wie folgt 
geändert; * 
Artikel I 
1. Im: à 1 „Allgemeines; Höchſtgewicht uſw.“, Abſ. I, unter 1b iſt bei „Poſtwurfſendungen“ hinter 

„Drucksachen und Warenproben“ ſtatt „— bis 50 g ($ 9)“, zu ſetzen: — bis 100 f ($ 9), 

2. Im 8 2 „Außenſeite“, Ab]. I, iſt der 3. bis 6. Satz wie folgt zu erſetzen: 
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Auf der Außenſeite der gewöhnlichen und eingeſchriebenen Briefſendungen ſind weitere An⸗ 
gaben ſowie Abbildungen zuläſſig. Die Angaben und Abbildungen dürfen in keiner Weiſe die 
Deutlichkeit der Aufſchrift ſowie die Anbringung der Stempelabdrücke und der poſtdienſtlichen 
Vermerke beeinträchtigen und müſſen auf die Rückſeite und das linke Drittel der Aufſchriftſeite 
der Briefumſchläge uſw. beſchränkt bleiben. Zu ihnen dürfen auch aufgeklebte Zettel benutzt 
werden. Die Zettel müſſen der ganzen Fläche nach haltbar aufgeklebt und ſo beſchaffen ſein, 
daß ſie mit poſtdienſtlichen Klebezetteln nicht verwechſelt werden können. Auf Wertbriefe und 
Poſtanweiſungen dürfen andre als poſtdienſtliche Klebezettel nicht aufgeklebt werden. 

Im 8 9 „Poſtwurfſendungen“, Abſ. I, erhält der letzte Satz folgende Faſſung: 

Das Gewicht einer Druckſache darf 50 g, das einer Miſchſendung 100 g nicht überſteigen. 


4. In demſelben 8 (9) erhält Abſ. VI folgende Faſſung: 


VI Ausgeſchloſſen von der Verteilung ſind Sendungen politiſcher oder religiöſer Art. 
Die Poſt kann auch die Verteilung von Poſtwurfſendungen ablehnen, wenn dadurch Störungen 
durch Poſtbetriebs eintreten oder zu erwarten ſind. Solche Poſtwurfſendungen werden dem 
Abſender zurückgegeben; die erhobenen Gebühren werden ganz oder anteilmäßig erſtattet. 
$ 12 „Miſchſendungen“ erhält der Abſ. 1 folgende Faſſung: 

1 Als Miſchſendungen dürfen Druckſachen, Blindenſchriftſendungen, Geſchäftspapiere und 
Warenproben zuſammengepackt verſandt werden. Das Geſamtgewicht darf jedoch 500 g nicht 
überſchreiten. 


6. Im 8 20 „Poſtaufträge“ erhält der Abſ. XI folgende Faſſung: 


XI Bei Poſtaufträgen zur Geldeinziehung wird auf Verlangen eine ſiebentägige Friſt 
gewährt, die vom Tage nach der erſten Vorzeigung oder nach dem erſten Vorzeigeverſuch 
an rechnet. 

Bei Poſtaufträgen zur Annahmeeinholung kann der Bezogene verlangen, daß ihm der 
Wechſel an dem auf die erſte Vorlegung folgenden Werktag nochmals vorgelegt wird. 

Die Einlöſungs⸗ oder Annahmefriſt wird nicht gewährt, wenn auf der Poſtauftragskarte 


„Sofort zurück“, „Sofort zum Proteſt“ oder „Sofort an N in N“ (W) vermerkt iſt. Mit der 


Aushändigung des Poſtauftrags und ſeiner Anlagen an einen Gerichtsvollzieher, Notar uſw. 
oder an den zweiten Empfänger iſt die Aufgabe der Poſt erfüllt. 

Bei Poſtproteſtaufträgen werden die durch das Wechſelgeſetz vom 9. März 1934 und 
durch das Scheckgeſetz vom ſelben Tage vorgeſehenen Friſten gewährt. Der Auftraggeber kann 
die Friſten abkürzen; er hat in dieſem Fall auf der Auftragskarte „Ohne Proteſtfriſt“ zu 


vermerken. 


XIa Teilzahlungen werden bei Poſtaufträgen zur Geldeinziehung nicht angenommen. 

Als Zahlungsverweigerung gilt in jedem Fall nur die Erklärung der Perſon, die zahlen 
ſoll, oder die ihres Bevollmächtigten. 

Die Annahme eines Wechſels gilt als verweigert, wenn die Annahmeerklärung auf einen 
Teil der Wechſelſumme beſchränkt wird oder wenn ſie eine andere Beſchränkung enthält. 

Die Poſt prüft nicht, ob der Wechſelannehmer ſeiner Annahmeerklärung den Tag der 
Annahme oder der Vorlegung hinzufügen muß oder hinzugefügt hat. 


7. In demſelben $ (20) Abſ. XVII werden die Sätze 2 und 3 geſtrichen. 
8. Im $ 42 „Poſtlagernde Sendungen“, Abſ. VI, erhält der letzte Satz folgenden Wortlaut: 


Sie gelten im ganzen Gebiet der Freien Stadt Danzig und berechtigen zum Empfang gewöhn⸗ 
licher Briefſendungen, die die Auffſchrift „Poſtlagerkarte“ ſowie die in der Karte angegebene 
Nummer und den Namen der ausſtellenden Poſtanſtalt tragen. 


9. Im $ 51 „Zahlung der Gebühren“, Abſ. I, erhält der 2. Satz folgende Faſſung: 


10. In 


Die Sendungen können außer durch Freimarken auch durch Freiſtempel freigemacht werden, 
die amtlich zugelaſſen ſind und nach den von der Poſt feſtgeſetzten Beſtimmungen benutzt 
werden. 


der Anlage zur Poſtordnung (üÜberſicht der Poſtgebühren) iſt bei Nr. 5 „Poſtwurfſendungen“ 


unter b) in neuer Zeile nachzutragen: 


10 


über 50 bis 100 g 
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Artikel II 
Dieſe Verordnung tritt am 1. September 1936 in Kraft. 


Danzig, den 18. Auguſt 1936. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
F., FZ. P. Greiſer Rettelsky 


143 Verordnung 

zur Vereinfachung und Beſchleunigung der Rentenfeſtſtellung, des Heilverfahrens und der Beitreibung 

von Beitragsrückſtänden nach der Reichsverſicherungsordnung und dem Angeſtelltenverſicherungsgeſetz. 
Vom 20. Auguſt 1936. 


Auf Grund des § 1 Ziffer 40 in Verbindung mit $ 2 des Geſetzes zur Behebung der Not von 
Volk und Staat vom 24. Juni 1933 (G. Bl. S. 273) wird folgendes mit Geſetzeskraft verordnet: 


Artikel I 
Anfallverſicherung 
8 1 
Der $ 1590 der Reichsverſicherungsordnung erhält folgende Faſſung: 

Der Beſcheid muß den Vermerk enthalten, daß er rechtskräftig wird, wenn der Be⸗ 
rechtigte nicht binnen einem Monat nach Zuſtellung des Beſcheides die Berufung bei dem 
Oberverſicherungsamt einlegt. Für Seeleute, die ſich außerhalb Europas aufhalten, gilt 
§ 128 Abſ. 2 entſprechend. 

8 2 
Die SS 1591 bis 1607 der Reichsverſicherungsordnung werden aufgehoben. 


Hinter $ 1590 wird folgender neuer $ 1591 eingefügt: 
$ 1591 i 
Dem Berechtigten ſind auf Antrag Abſchriften der Niederſchriften über die Vernehmung 

von Zeugen und Sachverſtändigen ſowie der ärztlichen Gutachten zu erteilen; die Koſten hat, 
der Antragſteller vorher zu zahlen. Sämtliche Abſchriften ſind nur zu erteilen, ſoweit dies 
mit Rückſicht auf den Berechtigten zuläſſig erſcheint. Auf Beſchwerde entſcheidet das Ober⸗ 
verſicherungsamt. 

8 3 


Im 5 1608 der Reichsverſicherungsordnung werden die Worte „der Einſpruch und“ ſowie die 
Worte „Einſpruch oder“ geſtrichen. 
8 4 
Der $ 1675 der Reichsverſicherungsordnung erhält folgende Faſſung: 
Gegen Beſcheide der Träger der Unfall- oder der Invalidenverſicherung ſowie gegen 
Urteile des Verſicherungsamts iſt das Rechtsmittel der Berufung an das Oberverſicherungs⸗ 
amt (Spruchkammer) zuläſſig. 
Artikel II 
Invalidenverſicherung 
8 1 
Der $ 1518 der Reichsverſicherungsordnung erhält folgenden neuen Abſatz 3: 
Mit Zuſtimmung der Aufſichtsbehörde kann ſich die Krankenkaſſe unter Fortfall des Er⸗ 
ſatzanſpruchs auf Krankengeld (Abſ. 2) mit einem mit der Verſicherungsanſtalt beſonders zu 
vereinbarenden Beitrage an dem Heilverfahren beteiligen. | 


8 2 
$ 1617 Abſ. 3 der Reichsverſicherungsordnung erhält folgende Faſſung: 

Auf Antrag des Berechtigten iſt das Gutachten eines von ihm benannten Arztes einzu⸗ 
holen, wenn das Gutachten nach Anſicht des Vorſitzenden des Verſicherungsamts für die Ent⸗ 
ſcheidung von Bedeutung ſein kann; die Koſten hat der Berechtigte vorher zu zahlen. Laſſen 
ſich dieſe Koſten im voraus nicht beſtimmen, ſo kann der Vorſitzende des Verſicherungsamts 
einen Pauſchbetrag als Sicherheitsleiſtung für dieſe Koſten erfordern. Lehnt der von dem 
Vorſitzenden des Verſicherungsamts um ſein Gutachten erſuchte Arzt die Erſtattung des Gut⸗ 
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achtens ab, jo entſcheidet der Vorſitzende des Verſiecherungsamts, ob und von welchem 
anderen Arzt ein Gutachten einzuholen iſt. Der Vorſitzende des Verſicherungsamts entſcheidet, 
wieweit dem neuen Gutachter die vorhandenen ärztlichen Gutachten mitzuteilen ſind; Einſicht 
in die übrigen Vorverhandlungen muß ihm auf Verlangen gewährt werden. Wird auf Grund 
des Gutachtens eine Rente gewährt, ſo ſind dem Berechtigten die Koſten zu erſtatten, ſoweit 
es angemeſſen iſt. Bei Streit über die Erſtattung entſcheidet auf Beſchwerde das Oberver⸗ 
ſicherungsamt. 
83 
Die SS 1618 bis 1622, 1624 und 1632 der Reichsverſicherungsordnung werden aufgehoben. 


$ 4 
$ 1623 der Reichsverſicherungsordnung erhält folgende Faſſung: 

Der Vorſitzende des Verſicherungsamts erſtattet ein Gutachten in der Sache. Das Gut⸗ 
achten hat ſich über alles auszuſprechen, was nach ſeiner Anſicht für die Entſchließung des 
Verſicherungsträgers von Bedeutung iſt. 

Kann wegen Verbrechens oder vorſätzlichen Vergehens (8 1261) oder wegen Widerſetz⸗ 
lichkeit (58 1295, 1313) der Anſpruch ganz oder teilweiſe verſagt oder entzogen werden, jo 
hat ſich das Gutachten auch darüber auszuſprechen, wieweit von dieſer Befugnis Gebrauch zu 
machen iſt. 


De 


1 


85 
Der $ 1626 der Reichsverſicherungsordnung erhält folgende Faſſung: 
Die SS 1617, 1623, 1625 gelten entſprechend, wenn eine Invaliden⸗ oder Hinter⸗ 
bliebenenrente entzogen oder eine Rente eingeſtellt werden ſoll. 
Für die Zuſtändigkeit des Verſicherungsamts gelten die SS 1637 bis 1640 ent⸗ 
ſprechend. 
8 6 
Im § 1628 Abſ. 1 der Reichsverſicherungsordnung wird der Hinweis „SS 1617 bis 1627“ er⸗ 
ſetzt durch den Hinweis „SS 1617, 1623, 1625 bis 1627“. 


8 7 
Im 8 1631 Abſ. 2 der Reichsverſicherungsordnung wird Satz 1 geſtrichen. Satz 2 erhält fol⸗ 
gende Faſſung: 
Wird der Anſpruch abgelehnt, ſo ſind dem Berechtigten auf Antrag Abſchriften der 
Niederſchriften über die Vernehmung von Zeugen und Sachverſtändigen ſowie der ärztlichen 
Gutachten zu erteilen; die Koſten hat der Antragſteller vorher zu zahlen. 


8 8 

Im 8 1633 der Reichsverſicherungsordnung wird der Hinweis „SS 1630 bis 1632“ erſetzt durch 
den Hinweis „§8 1630, 1631“. 

8 9 

Die Kaiſerliche Verordnung über Geſchäftsgang und Verfahren der Verſicherungsämter vom 
24. Dezember 1911 (Reichsgeſetzbl. S. 1107) wird wie folgt geändert: 

1. Die SS 78, 80, 88, 89, 90, 93 bis 95 werden aufgehoben. 

2. Im $ 46 Ziffer 5 werden die Worte „und die Gutachten, die nach SS 1605, 1623, § 1626 
Abſ. 1 R. V. O. zu erſtatten ſind“ geſtrichen. 

3. Im 8 91 werden die Worte „das gemeinſam von dem Vorſitzenden und den Vertretern ab⸗ 
gegeben ($ 1623 RVO.) und in die Niederſchrift aufgenommen (S 46 Abſ. 1 Nr. 5 dieſer Verord⸗ 
nung) oder das vom Vorſitzenden allein erſtattet worden iſt (8 1624 Abſ. 3 RBO.)" geſtrichen. 

4. Im 8 92 Abſ. 1 werden die Worte „ſofern es ſich nicht um eine Einſtellung der Renten 
handelt ($ 1626 Abſ. 3 RVO.) tunlichſt bald die mündliche Verhandlung zur Abgabe des Gut⸗ 
achtens anzuberaumen“ geſtrichen und erſetzt durch die Worte „ein Gutachten abzugeben“. 

Im 8 92 Abſ. 2 wird der Hinweis „§ 90“ geſtrichen. 


Artikel III 
Angeſtelltenverſicherung 
$ 1 


In den 88 205 Abſ. 4 und 5, 206 Abi. 1, 207 des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes werden 
die Worte „nach Anſicht des Verſicherungsamts“ durch die Worte „nach Anſicht des Vorſitzenden des 
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Verſicherungsamts“, die Worte „vom Verſicherungsamt“ durch die Worte „vom Vorſitzenden des 
Verſicherungsamts“, die Worte „das Verſicherungsamt“ durch die Worte enden Worſizende des Ver⸗ 
ſicherungsamts“ erſetzt. 
8 2 
Im Feſtſtellungsverfahren nach dem ſechſten Abſchnitt, II, des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes 
findet eine mündliche Verhandlung vor dem Verſicherungsamt nicht mehr ſtatt. Die 88 208 bis 225, 
227 des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes werden inſoweit außer Kraft geſetzt. 8 239 des Angeſtellten⸗ 
verſicherungsgeſetzes bleibt unberührt. 
8 3 
Der S 226 des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes erhält folgende Faſſung: 

Der Vorſitzende des Verſicherungsamts erſtattet ein Gutachten; das Gutachten hat ſich 
über alles auszuſprechen, was nach ſeiner Anſicht für die Entſchließung des Verſicherungs⸗ 
trägers von Bedeutung iſt. 

Kann wegen Verbrechens oder vorſätzlichen Vergehens (8 25 oder wegen Widerſetz⸗ 
lichkeit (88 38, 57) der Anſpruch ganz oder teilweiſe verſagt oder entzogen werden, jo hat 

ſich das Gutachten auch darüber auszuſprechen, wie weit von dieſer Befugnis Gebrauch zu 
machen iſt. 
8 4 
§ 229 des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes erhält folgende Faſſung: b 
Die §§ 199 bis 207, 226, 228 gelten entſprechend, wenn Aube Aber eine Rente 
entzogen oder eingeſtellt werden ſoll. 
8 5 
Im $ 232 Abſ. 2 des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes wird Satz 1 gestrichen Satz 2 erhält 
folgende Faſſung: 

Wird der Anſpruch abgelehnt, ſo ſind dem Berechtigten auf Antrag Abſchriften der 
Niederſchriften über Zeugen⸗ und Sachverſtändigenvernehmungen ſowie der ärztlichen Gutachten 
zu erteilen; die Koſten hat er vorher zu zahlen. 


86 
Der $ 233 des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes wird aufgehoben. 


87 
Im 8 234 des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes wird der Hinweis „§§ 231 bis 233“ erſetzt durch 
den Hinweis „SS 231, 232%. 
8 8 


Die Verordnung zur Ausführung des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes und des Emführungsgeſetzes 
zum Angeſtelltenverſicherungsgeſetz vom 9. November 1923 (G. Bl. S. 1253 ff.) wird wie folgt ge⸗ 


ändert: 
1. Im 8 81 werden die Worte „des Verſicherungsamts“ erſetzt durch die Worte „des Vor⸗ 


ſitzenden des Verſicherungsamts“. 
2. § 82 wird aufgehoben. 
Artikel IV 
Beitreibung von Beitragsrückſtänden 
Der § 7uim Kapitel III, Abſchnitt 2 der Verordnung vom 1. März 1932 (G. Bl. S. 123 ff 
über Anderungen der Reichsverſicherungsordnung und des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes erhält fol⸗ 
genden Zuſatz: 
Dieſe Beſtellung kann ſowohl für einen Verſicherungsträger allein als auch für ee ue: Ber- 
ſicherungsträger gemeinſam erfolgen. 
Artikel V 
Übergangs⸗ und Schlußvorſchriften 
8 1 
Die beim Inkrafttreten dieſer Verordnung anhängigen Einſprüche gelten sis eher un 
ſind an das Oberverſicherungsamt abzugeben. 
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$ 2 
Die beim Inkrafttreten dieſer Verordnung anhängigen Rentenfeſtſtellungsverfahren der Invaliden⸗ 
und Angeſtelltenverſicherung ſind vom Verſicherungsamt nach den bisherigen Vorſchriften in mündlicher 
Verhandlung abzuſchließen, ſofern hierzu bereits Ladungen ergangen ſind, andernfalls genügt ein Gut⸗ 
achten des Vorſitzenden des Verſicherungsamts. 


§ 3 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Die Aus⸗ und Durchführungsbeſtimmungen zu dieſer Verordnung erläßt der Senat — Ab⸗ 


teilung Sozialverſicherung —. 
Danzig, den 20. Auguſt 1936. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
S. 421. Greiſer Dr. Wiercinski⸗Keiſer 


144 Danziger Nechtsbiblinthef. 


Von dem im Januar 1935 erſchienenen Band 11 a der Danziger Rechtsbibliothek „Cruſen⸗Lewinsky, 
Danziger Staats⸗ und Völkerrecht Band II“ iſt noch ein größerer Vorrat bei der Verkaufsſtelle des 
Geſetzblattes und Staatsanzeigers zum Preiſe von 19,50 G je Stück verfügbar. Die Behörden und 
Dienſtſtellen werden hierauf hingewieſen mit der Bitte, ihren Bedarf baldmöglichſt bei der genannten 
Verkaufsſtelle zu decken. 


Danzig, den 25. Auguſt 1936. 


Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Präſidialabteilung Z II 


% Bezugsgebühren vierteljährlich a) für das Geſebdlatt für die Freie Stadt Danzig Ausgabe À U. B fe 3,75. 0; 
b) für den Staatsanzeiger für die Freie Stadt Danzig Teil I Ausgabe A u. B je 3,— G, c) für den Staatsanzeiger für 
die Freie Stadt Danzig Teil II 3,75 G. Beſtellungen haben bei der zuſtändigen Poſtanſtalt zu erfolgen. Für Beamte (ſiehe 
Staatsanz f. 1922, Nr. 87) Bezugspreis zu a) 2,25 G, zu b) 1,50 G. 
Einrüdungsgebühren betragen für die zweigeſpaltene Zeile oder deren Raum = 0,50 G. 
Belegblätter und einzelne Stücke werden zu den Selbſtkoſten berechnet. 
Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſetzblattes und Staatsanzeigers. — Druck von A. Schroth in Danzig. 
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